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Politisch verursachter Beitragssatzanstieg 

Der durchschnittliche Beitragssatz in der gesetzlichen 
Krankenversicherung ist in der Vergangenheit kräftig 
gestiegen. Lag er 1990 noch bei 12,8 % im Durchschnitt 
aller Krankenkassen, betrug er Anfang 2007 – inklusive 
des Sonderbeitrags der Versicherten in Höhe von 0,9 % 
– sogar 14,8 %. Jeder Beitragssatzpunkt entspricht 
dabei rund 10 Mrd. € Zwangsabgabenlast für die Versi-
cherten und Betriebe. 

Hauptursache für die kräftigen Beitragssatzerhöhungen 
zum Jahreswechsel um durchschnittlich 0,6 Prozent-
punkte waren die deutliche Kürzung des Bundeszu-
schusses, die spürbare Anhebung des Mehrwertsteu-
ersatzes und die neue gesetzliche Vorgabe für alle 
Krankenkassen, bis Ende 2008 entschuldet zu sein. 
Die Gesundheitsreform, die zum 1. April 2007 in Kraft 
getreten ist, wird für keine Trendumkehr sorgen. 
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Quelle: Bundesgesundheitsministerium; 2007: Prognose der 
Bundesregierung. Angaben beziehen sich jeweils auf den
1. Januar, 2007 vorläufig.

Eine zukunftssichere Krankenversicherung setzt – vor 
allem mit Blick auf die überhöhten Personalzusatzkosten 
sowie die demografische Entwicklung – durchgreifende 
und nachhaltige Strukturreformen voraus, die sowohl 
auf der Finanzierungs- als auch auf der Leistungsseite 
ansetzen. 
 
Gesundheits- von den Arbeitskosten abkoppeln 

Zentraler Reformschritt muss die Entkopplung der Krank-
heitskostenfinanzierung vom Arbeitsverhältnis sein. Der 
beste Weg hierfür ist die Umstellung der Finanzierung auf 
einkommensunabhängige Gesundheitsprämien mit 
Auszahlung des Arbeitgeberanteils in den Bruttolohn und 
steuerfinanziertem Sozialausgleich für Einkommens-
schwache. Die heutigen lohnorientierten Beiträge wirken 
wie eine Strafsteuer auf Arbeit. Eine bloße prozentuale 
Festschreibung des Arbeitgeberanteils würde hieran 
nichts ändern, zumal auch künftig bei jeder Lohnerhö-
hung automatisch und proportional die Personalzusatz-
kosten mit steigen würden. 
 
Wettbewerb verstärken 

Der Ausbau von Wettbewerbselementen ist eines der 
wirksamsten Mittel zur Begrenzung der Ausgabenent-
wicklung, und hier insbesondere zur Vermeidung von 
Ineffizienzen im Leistungsgeschehen und in den Organi-
sationsstrukturen sowie von Fehlanreizen für Versicherte 
und Leistungsanbieter. Erforderlich sind deshalb vorran-
gig mehr Vertragsfreiheiten für die Krankenkassen bei der 
Aushandlung von Preisen, Mengen und Qualitäten mit 
den Leistungsanbietern sowie größere Gestaltungs-
spielräume für die Krankenkassen beim Angebot unter-
schiedlicher Versorgungsformen an die Versicherten. 
 
Eigenverantwortung der Versicherten ausbauen 

Ein staatlich organisiertes und über Zwangsabgaben 
finanziertes Gesundheitssystem muss sich auf eine Ba-
sissicherung mit Kernleistungen beschränken, um 
allen Systembeteiligten genügend große Handlungsspiel-
räume zu belassen. Selbstbeteiligung setzt zudem Anrei-
ze für ein gesundheits- sowie kostenbewusstes Ver-
halten der Versicherten und trägt dem Grundsatz Rech-
nung, dass eine Sozialversicherung entsprechend dem 
Subsidiaritätsprinzip ausschließlich Leistungen erbringen 
sollte, die der Einzelne nicht selbst tragen kann. Belas-
tungsobergrenzen verhindern dabei individuelle Über-
forderungen. 
 

Gesetzliche Krankenversicherung

Kapitalgedeckte Risikovorsorge aufbauen 

Zur langfristigen Sicherung der Finanzierbarkeit der ge-
setzlichen Krankenversicherung ist der Aufbau einer 
ergänzenden kapitalgedeckten Risikovorsorge unver-
zichtbar. Im heutigen Umlagesystem kommt es ange-
sichts der demografischen Entwicklung zu massiven 
Beitragssatzsteigerungen und damit zu gravierenden 
intergenerativen Umverteilungen. Der Kapitalstock darf 
aber nicht innerhalb des öffentlich-rechtlichen Sys-
tems aufgebaut werden, denn hier besteht immer die 
Gefahr, dass der Gesetzgeber die Rücklagen zweckent-
fremdet oder Einfluss auf die Anlagepolitik nimmt. 
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Im Dienst der Unternehmen 

BDA aktiv 
 Stellungnahme „Gesundheitsreform – eine große 

Enttäuschung“ zum GKV-Wettbewerbsstärkungs-
gesetz, Februar 2007 

 Positionspapier mit Zusammenfassung des BDA-
Reformkonzepts und Diskussion alternativer Re-
formvorschläge „Leitlinien für die Gesundheitsre-
form“, Mai 2006 

 Positionspapier mit ausführlicher und umfassender 
Darstellung der konkreten BDA-Reformvorschläge 
auf der Leistungs- und Finanzierungsseite „Konzept 
für eine nachhaltige Reform der gesetzlichen Kran-
kenversicherung“, Januar 2006 

 Die BDA stellt den alternierenden Vorsitzenden des 
Verwaltungsrates des AOK-Bundesverbandes und 
ist indirekt über ihre Mitgliedsverbände auch in den 
Selbstverwaltungsorganen der anderen Kassenarten 
und Krankenkassen vertreten. 

 In vielen staatlichen und gesellschaftlichen Institutio-
nen und Organisationen vertritt die BDA die Positio-
nen der Arbeitgeber. 

 

Dienstleistungen 
 Die BDA vertritt die Interessen der Unternehmen 

gegenüber Gesetzgeber und Ministerien auf der na-
tionalen und – zunehmend – auch auf der europäi-
schen Ebene. 

 Die BDA nimmt im Namen der Deutschen Wirtschaft 
zu allen gesundheitspolitischen Maßnahmen der 
Bundesregierung ausführlich und umfassend Stel-
lung. 

 Die BDA informiert fortlaufend über Rechtsentwick-
lungen und Rechtsprechung. Sie unterstützt die Un-
ternehmen bei der Umsetzung des Rechts durch Be-
ratung und praxisgerechte Handlungshilfen. 

 
Initiativen 
 Vor dem Hintergrund des GKV-Wettbewerbs-

stärkungsgesetzes (GKV-WSG) beteiligt sich die 
BDA mit einem eigenen Vorschlag – „Konzept für ei-
ne nachhaltige Reform der gesetzlichen Kranken-
versicherung“ – intensiv und auf allen Ebenen an der 
politischen und gesellschaftlichen Diskussion. 

 Der Koalitionsarbeitsgruppe sowie dem BMG und 
den Bundestagsfraktionen wurden zudem die BDA-
Stellungnahme in den einzelnen Stadien des GKV-
WSG-Entwurfs sowie das 10-Punkte-Korrektur-
programm der BDA zur Rettung der Gesundheitsre-
form zugeleitet. 


